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I. 

Der Kläger hat gegen die Beklagte unter keinem rechtlichen Gesichtspunkt einen 
Zahlungsanspruch i.H.v. 4.676,36 EUR. 

 

1.  

Ein solcher Anspruch ergibt sich zunächst nicht aus §§ 280, 241 Abs. 2 BGB in 

Verbindung mit dem zwischen den Parteien abgeschlossenen Fahrzeug-
Einstellvertrag.  

Dabei gehen die Nebenpflichten der Beklagten nicht so weit, dass sie die von ihr 

installierten Überwachungskameras ununterbrochen beobachten lassen müsste um 

etwaige Verstöße gegen die Sicherheit und Ordnung im Parkhaus lückenlos zu 

bemerken oder gar verhindern zu können. Es ist vielmehr davon auszugehen, dass 

die Kameras mehr zu repressiven als zu präventiven Zwecken eingesetzt werden; 

das heißt, für den Fall, dass ein Fahrzeughalter bei Rückkehr zu seinem Fahrzeug 

neue Beschädigungen feststellt, kann er auf die Beklagte zukommen, diese kann 

entsprechend bei den Aufnahmen nachforschen und ggf. bei der Aufklärung des 

Schadenfalls helfen. Im Normalfall wird dies auch erfolgreich sein, da beispielsweise 

bei „Parkremplern“ regelmäßig das Kennzeichen des Unfallgegners zu sehen und die 
Tat entsprechend dokumentiert sein dürfte.  

Im vorliegenden Fall dürfte die eigentliche Beschädigungshandlung sich in zeitlich 

engen Grenzen gehalten haben. Insoweit hat der Kläger im Rahmen seiner 

persönlichen Anhörung in der mündlichen Verhandlung angegeben, dass der 

„relevante Abschnitt“ von dem er die Bildschirmfotos angefertigt hat, die mit der 

Klageschrift eingereicht wurden, lediglich 9 Minuten lang ist. Bei einer solch kurzen 

Dauer stellt es nach Ansicht des Gerichts keine Verfehlung der Beklagten dar, dass 

diese Handlungen nicht bemerkt oder gar verhindert wurden. Insoweit ist es auch 

fraglich, wie das Personal der Beklagten die Täter ohne Eigengefährdung hätte 

stellen sollen oder ob die hypothetisch hinzugerufene Polizei schnell genug vor Ort 
gewesen wäre.  

Soweit der Kläger bei seiner informatorischen Anhörung in der mündlichen 

Verhandlung erstmals angegeben hat, dass das Geschehen um sein Auto herum 

mehrere Stunden angehalten haben soll, so war dieser Vortrag als verspätet 

zurückzuweisen. Seine Berücksichtigung hätte die Erledigung des Rechtsstreits 

verzögert, da dann möglicherweise eine Beweisaufnahme notwendig geworden 
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Verkündet am 09.01.2023 
 
Barkhoff, Justizbeschäftigte 
als Urkundsbeamtin der Geschäftsstelle  
 


